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 – Rentenreform von 1957

An einer großen Bevölkerungsgruppe ging das Wirt-
schaftswunder der 1950er Jahre weitgehend vorbei: 
an den 4,5 Mio. Rentner*innen. Zeit für eine Renten-
reform und einen solidarischen Generationenvertrag. 

AUSZAHLUNG GEGEN EINZAHLUNG: DAS 
KAPITALDECKUNGSVERFAHREN 

Als Teil der Bismarckschen Sozialgesetzgebung wurde 
1889 das Gesetz zur Invaliden- und Altersversicherung 
eingeführt. Im Alter oder bei Berufsunfähigkeit dienten 
die zuvor eingezahlten Summen der Grundsicherung. 
Für den vollen Lebensunterhalt musste auf Ersparnisse 
zurückgegriffen oder Unterstützung durch die Fami-
lie in Anspruch genommen werden. Bis in die Nach-
kriegszeit blieb dieses kapitalgedeckte Rentensystem 
in seinen Grundzügen gültig. Eine Anpassung an die 
steigenden Preise und Löhne fand nicht statt, obwohl 
viele Menschen im Krieg nicht nur ihre Angehörigen, 
sondern auch ihre Ersparnisse verloren hatten. Die 
Rente blieb ihnen als einzige Einkommensquelle. 

AM EXISTENZMINIMUM 

Durch eine Rentenreform sollte den Rentner*innen 
neue Sicherheit gegeben werden. Doch nach ersten 
Ankündigungen im Jahr 1953 geschah wenig, die Re-
gierung Konrad Adenauers geriet stark in die Kritik. 

Den Ausschlag für eine große Reform gaben 
schließlich die Ergebnisse einer vom Bundesinnen-
ministerium beim Statistischen Bundesamt in Auftrag 
gegebenen Studie zur sozialen Lage der Renten- und 
Unterstützungsempfänger*innen, die zur Jahres-
wende 1954/55 veröffentlicht wurde. Eine Erhöhung 
der Sozialleistungen erschien dringend erforderlich: 
Der durchschnittliche Nettobetrag der Rentenleistun-
gen lag bei 62,90 DM, das entsprach nur etwa einem 
Drittel eines durchschnittlichen Lohns und lag damit 
deutlich unter den Fürsorge-Richtsätzen, also am 
Existenzminimum. 

DER »SCHREIBER-PLAN« 

Einen Plan zur Reform der Rentenversicherung legte 
neben anderen auch Wilfrid Schreiber vor, der vor dem 
Krieg als Schriftsteller und Journalist tätig war. Seit 
1933 Mitglied der NSDAP, unterstütze er ab 1934 als 
Rundfunkredakteur die Propaganda der Partei. Nach 
dem Ende der Diktatur engagierte ihn der Bund Ka-
tholischer Unternehmer (BKU) als Berater, außerdem 
unterrichtete er als Dozent an der Universität Bonn 
Wirtschaftstheorie, Sozialpolitik und Statistik.

Schreibers Reformentwurf sah eine einheitliche 
gesetzliche Pflichtversicherung anstelle der selbstän-
digen Invaliden-, Angestellten- und Knappschafts-Ren-
tenversicherungen vor. Entscheidend aber war die 
Ablösung des bisherigen Kapitaldeckungsprinzips 
zugunsten eines neuartigen Umlageverfahrens. Der 
sogenannte Generationenvertrag sah vor, dass je-
de*r Erwerbstätige einen bestimmten Prozentsatz 
des Bruttoeinkommens in die Rentenkasse einzahlte, 
aus der dann die laufenden Rentenleistungen gezahlt 
wurden. Außerdem schlug Schreiber vor, die Bemes-
sung der Renten neu zu bestimmen. Er entwickelte 
eine Berechnungsformel, die unter anderem an die 
allgemeine Lohnentwicklung gekoppelt war. Dieses 
Prinzip der dynamischen Rente sollte eine spürbare 
Erhöhung der Sozialleistungen mit sich bringen. 

ERBITTERT GEFÜHRTE DEBATTEN 

Die Kontroversen um die Rentenreform 1957 sind als 
»Rentenschlacht« in die Geschichte eingegangen. Be-
reits im Vorfeld waren die Vorschläge im Bundestags-
ausschuss für Sozialpolitik und in der Öffentlichkeit 
heftig diskutiert worden. Es ging um Grundsätzliches: 
Entsprechend lange und leidenschaftlich wurden die 
Debatten zur zweiten Lesung des Gesetzes geführt. In 
einem viertägigen Redemarathon diskutierte das Par-

Altersarmut in der Nachkriegszeit – alte Frau beim Holzsammeln.
© akg-images, Walter Schulze 
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lament hunderte Paragrafen und Änderungsanträge. 
Einzelne Abgeordnete meldeten sich dutzende Male zu 
Wort. Am Ende stimmte der Bundestag am 21. Januar 
1957 der Reform mit großer Mehrheit zu.  

Der Union brachte die vor allem von Konrad 
Adenauer mit Blick auf die baldige Bundestagswahl 
betriebene Reform den erwünschten Erfolg. Die 
Erstauszahlung der neuen Rentenbeiträge im April 
1957 verband sie geschickt mit einer umfassenden 
PR-Aktion. Bei der Bundestagswahl im September 
1957 erreichte die CDU/CSU die absolute Mehrheit.  

AUS SICHT DES IFO INSTITUTS – EIN FRÜHER 
BEITRAG ZUR RENTENDEBATTE

Bereits 1956 erscheint in der Schriftenreihe des ifo 
Instituts eine Untersuchung »Zur volkswirtschaftli-
chen Problematik der dynamischen Sozialrente«. Da 
bedeutende Auswirkungen der anstehenden Rentenre-
form für die Wirtschaft Westdeutschlands zu erwarten 

seien, sollten einige grundsätzliche volkswirtschaft-
liche Probleme erörtert werden. Die Studie plädiert 
ganz im Sinne von Wilfrid Schreiber für eine möglichst 
geringe Einwirkung des Staats auf die Rentenentwick-
lung, die wie geplant automatisch, ohne periodische 
Überprüfung durch politische Instanzen, an die Lohn- 
und damit an die Marktentwicklung gebunden sein 
sollte. Des Weiteren mahnt das ifo Institut in dieser 
Studie, mit der Reform deutliche Anreize für eine in-
dividuelle Altersversorgung zu setzen und mit den 
einzelnen Maßnahmen stark auf das Bewusstsein je-
des Einzelnen einzuwirken, der die Gesetze und da-
mit auch die Grenzen des staatlichen Rentensystems 
erkennen müsse. 

MEHR DYNAMIK, MEHR STABILITÄT 

Mit Inkrafttreten der Reform wurde das Leistungs-
niveau um durchschnittlich 65 % angehoben. In den 
Jahren bis 1969 stieg das Lohnniveau um 115,7 %, die 
Renten wurden um 110,5 % erhöht und reichten nun 
im Allgemeinen aus, den Lebensunterhalt zu sichern. 
Und verlässlich wurde die Rente auch: Nachdem Wirt-
schaftskrisen, Kriege und Währungsreformen zuvor 
noch große Vermögensbestände der Rentenversiche-
rer vernichtet hatten, wurde das System durch den 
Wechsel zum Umlageverfahren nun sicherer.

Direkte negative wirtschaftliche Folgen, wie sie 
Kritiker*innen der Reform befürchtet hatten, blieben 
aus. Zwar wurde das Ziel einer Rentenzahlung in Höhe 
von 60 % des Bruttolohns nicht erreicht (die Durch-
schnittsrente bewegte sich in den Jahren nach der 
Reform lediglich zwischen 40 und 50 % des letzten 
Bruttolohns), dennoch war dies ein deutliches Plus 
im Vergleich zu den Zeiten vor der Reform. Vor allem 
aber trug die Politik durch die Reform der Alterssi-
cherung dazu bei, das Vertrauen der Bürger*innen in 
den Sozialstaat wiederherzustellen und den sozialen 
Frieden zu festigen. 

Während der Rentendebatte – links: Arbeitsminister Anton Storch, Finanz-
minister Fritz Schäffer und Ludwig Erhard, rechts: Ernst Schellenberg 
(SPD) am Redepult.
© akg-images

Links: Der stellvertretende SPD-Vorsitzende Wilhelm Mellies und 
rechts Konrad Adenauer auf seinem Abgeordnetenplatz während der 
Rentendebatte.
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